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Amerika nach 1929:  
Armut, Arbeitslosigkeit, 
Hoffnungslosigkeit 
Der Börsencrash in New York 
am „Schwarzen Freitag“ im Jahr 
1929 leitete eine Phase großer 
sozialer und ökonomischer Prob-
leme ein: Tausende von Banken 
gingen Bankrott, und viele Ameri-
kaner verloren ihre Ersparnisse. 
Die industrielle Produktion in den 
USA ging von 1929 bis 1932 um 
fast die Hälfte zurück. In der Fol-
ge verlor jeder vierte erwerbsfähi-
ge Amerikaner seinen Job, die 
Arbeitslosenquote stieg auf rund 
25%. Von denen, die noch Arbeit 
hatten, verdienten viele deutlich 
weniger als vor dem Crash. Mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung 
lebte in Armut. 
Die republikanischen Regierun-
gen vertrauten selbst nach dem 
Crash weiter auf die Selbsthei-
lungskräfte des Marktes. Die we-
nigen politischen Ansätze, die es 
gab, waren zu zaghaft und zöger-
lich. Vor allem weigerten sie sich, 

die vor dem Zusammenbruch 
gerade für Reiche massiv ge-
senkten Steuern zu erhöhen. Da 
sie weiterhin ausgeglichene 
Haushalte anstrebten, unternah-
men sie auch keine nennens-
werten öffentlichen Ausgaben, 
um die darbende Ökonomie zu 
stimulieren. Erst 1932, als sich 
abzeichnete, dass sie mit ihrer 
wirtschaftsliberalen Politik ge-
scheitert waren und das öffentli-
che Defizit trotz zurückhaltender 
Ausgabenpolitik angestiegen 
war, sahen sie sich gezwungen, 
die Steuern zu erhöhen. 

New Deal: Erste Phase 
von 1933-1934 
Angesichts dieser massiven 
Probleme und der Erfolglosigkeit 
der republikanischen Regierun-
gen wollte die amerikanische 
Bevölkerung einen Wechsel. Mit 
seinem Versprechen eines  
„Neuen Vertrags für das ameri-
kanische Volk“ gewann der De-
mokrat Roosevelt 1933 die 
Wahlen. Unmittelbar nach 

Machtübernahme setzte Roose-
velt eine Regulierung des Finanz-
wesens durch. Außerdem wurden 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
etwa im Straßenbau oder in der 
Land- und Forstwirtschaft, mit 
staatlichen Mitteln finanziert. 
Schließlich gab es Finanzhilfen 
für in Not geratene Landwirte so-
wie eine öffentliche Förderung 
von Wohnungsbau. 
Zur Finanzierung erhöhte Roose-
velt zunächst nur die Verbrauch-
steuern, wollte aber die einkom-
mensbezogenen Steuern nicht 
noch weiter anheben. Weil auch 
er zunächst auf eine Politik aus-
geglichener Haushalte setzte, gin-
gen die Ausgaben nicht über die 
beschriebenen Maßnahmen hin-
aus. Dennoch gelang es bereits 
mit dieser Politik, wieder Wachs-
tum zu erzeugen und die größte 
Not zu lindern. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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New Deal: Zweite Phase 
von 1935-1938 
Roosevelt erkannte jedoch, dass 
diese Ausgaben noch nicht aus-
reichten, um die wirtschaftliche 
Entwicklung nachhaltig voranzu-
treiben und den Sozialstaat aus-
zubauen. Zur Finanzierung weite-
rer öffentlicher Investitionen, zur 
Ausdehnung der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und zum Auf-
bau eines Sozialversicherungs-
systems erhöhte er die Steuern 
auf hohe private Einkommen auf 
bis zu 75% und erhob eine Son-
dersteuer auf besonders hohe 
Gewinne. Schließlich führte er ei-
nen progressiven Erbschaftsteu-
ersatz für größere Erbschaften 
ein. Von seinen Gegnern wurde 
diese Reform auch als „soak the 
rich tax“ bezeichnet. Der darauf-
hin einsetzenden Steuerflucht be-
gegnete er 1937 erfolgreich mit 
härteren Missbrauchsregeln. 
Diese Steuerpolitik führte dazu, 
dass trotz deutlich erhöhter Aus-
gaben die Defizitquote (Anteil der 
Nettoneuverschuldung am BIP) 
nur in geringem Maße stieg. Die 
Ausgabenquote (Anteil der Aus-
gaben am BIP) lag nur knapp 
über der Einnahmequote (Anteil 
der Einnahmen am BIP). Auch in 
der zweiten Phase des New Deal 
gelang es, weiter positive Wachs-
tumsraten zu erzielen. Nur 1937 

gen, die mit ihren Renditeerwar-
tungen die Gefahr spekulativer 
Anlagen erhöhte. 
Zwar sah sich Roosevelt ange-
sichts der gravierenden ökonomi-
schen Nöte gezwungen, Defizite 
in Kauf zu nehmen, um seine 
Sonderprogramme zu finanzieren. 
Die Defizitquote als Differenz von 
Ausgaben- und Einnahmequote 
stieg jedoch nur moderat, und 
auch die Schuldenquote blieb bis 
zum Jahre 1941 nahezu konstant, 
bevor sie durch steigende 
Kriegsausgaben und rückläufige 
Produktion stark anstieg. 
Die Frage, ob der Verzicht auf hö-
here Staatsverschuldung richtig 
war oder nicht, ist bis heute um-
stritten. Keynes zum Beispiel for-
derte bereits 1934 in Zeiten der 
Rezession mehr Staatsverschul-
dung. Wir meinen: durchaus zu-
recht. Denn der erwähnte Ein-
bruch der US-Ökonomie im Jahre 
1937 war vermutlich auch darauf 
zurückzuführen, dass zur Errei-
chung eines ausgeglichenen 
Haushalts die Summe der 
Staatsausgaben gekürzt und die 
Staatsverschuldung nicht ausge-
dehnt wurde. Roosevelts Be-
scheidung auf ausgeglichene 
Haushalte war nicht vonnöten. 
Vielmehr wäre es sinnvoll gewe-
sen, die Schuldenquote von nied-
rigem Niveau aus weiter anziehen 
zu lassen, um die Nachfragepoli-
tik noch weiter zu stärken. 
Gleichwohl lässt sich festhalten, 
dass durch die Kombination aus 
Umverteilung von oben nach un-
ten und moderater Staatsver-
schuldung das Wachstum des re-
alen BIP mit Ausnahme des Jah-
res 1937 positiv war und die 
schwere Depression überwunden 
werden konnte. Arbeitslosigkeit 
und Armutsquote gingen zurück. 

Ausblick 
Unter Verweis auf Ähnlichkeiten 
zwischen der Großen Depression 
1929 und der Weltwirtschaftskrise 
2007 ff wird heute manchmal auf 
Roosevelts New Deal verwiesen. 

kam es jedoch zu einem kurz-
fristigen, zwischenzeitli-

chen Einbruch des 
Wachstums. 

Kriegspolitik: 
1939-1945 
Wegen des zwei-
ten Weltkriegs und 
der damit verbun-
denen Rüstungs-
anstrengungen der 

USA erhöhte Roo-
sevelt in den Jahren 

1940 bis 1944 noch-
mals drastisch die 

Steuern auf hohe private 
Einkommen (auf bis zu 

94%). Auch die Unterneh-
menssteuern wurden nochmals 
erhöht. Noch stärker stiegen die 
staatlichen Ausgaben, so dass 
die Defizitquote kriegsbedingt 
anstieg. 

Effekte des Politik  
Roosevelts 
Es gelang Roosevelt, den Fi-
nanzsektor zu reregulieren so-
wie durch Impulse auf der Aus-
gabenseite das Wachstum wie-
der aufzupäppeln. Da er allzu 
großen Staatsdefiziten skeptisch 
gegenüberstand, finanzierte er 
die regulären staatlichen Ausga-
ben vor allem durch hohe Steu-
ern auf hohe Einkommen und 
Vermögen. Das verfügbare Ein-
kommen der Reichen sank, oh-
ne dass deren Ausgaben in nen-
nenswertem Umfang zurückgin-
gen, denn Vermögende weisen 
eine geringe Ausgabenquote 
auf. Umgekehrt stiegen die fi-
nanziellen Mittel der Ärmeren 
sowie des Staates. Da diese ei-
ne hohe Ausgabenquote haben, 
kam es hier zu deutlich höheren 
Ausgaben. In Summe stieg die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
und sorgte trotz nur mäßiger Zu-
nahme der Staatsverschuldung 
für mehr Wachstum. Außerdem 
wirkte die massive Besteuerung 
hoher Einkommen der Anhäu-
fung hoher Ersparnisse entge-
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In den ersten Jahren der großen 
Krise war Roosevelt jedoch noch 
gar nicht Präsident. Seine Aufga-
be war weniger Rettung vor dem 
und im Sturm, sondern eher der 
Wiederaufbau danach. Möglich ist 
es daher, Erkenntnisse darüber 
zu gewinnen, wie eine Politik im 
Stile Roosevelts zur wirtschaftli-
chen Erholung beitragen kann: 
Erstens trägt steuerlich Umvertei-
lung zu qualitativem Wachstum 
und mehr Gerechtigkeit bei, wenn 
sie mit sinnvoller Ausgabenaus-
dehnung verbunden wird. Zwei-
tens kann eine kluge Defizitpolitik 
die positiven Aspekte verstärken, 
wenn die Zinssätze niedrig gehal-
ten werden. 
Abschließend sei auf einen auch 
heute noch relevanten und bis-
lang nicht angesprochenen Punkt 
hingewiesen, der hemmend für 
Wachstum wirken kann: die Geld-
politik. Zu Roosevelts Amtszeit 
erwies sich der noch bestehende 

Historical Statistic of the United 
States; US Department of Com-
merce – Bureau of Economic 
Analysis. 
Astrid Kraus ist Steuerberaterin 
und Mitglied im Landesvorstand 
der LINKEN. NRW; Alex Recht ist 
Lehrer an einem Berufskolleg und 
Mitglied im Kreisvorstand der 
LINKEN. Köln 

Goldstandard, Gold- und Geld-
menge in einem festen Verhält-
nis zu sein hatten, als großes 
Problem: Wurde die Goldmen-
ge, zum Beispiel im Rahmen 
von Kapitalflucht, reduziert, 
musste auch die Geldmenge re-
duziert werden. Stand weniger 
Geld zur Verfügung, erhöhten 
sich die Zinsen. Investitionen 
wurden vergleichsweise weniger 
rentabel, so dass manche Inves-
titionen nicht getätigt und die 
ökonomischen Erfolge der Roo-
seveltschen Steuer- und Ausga-
benpolitik gedämpft wurden. 
Heute ist der Goldstandard 
längst abgeschafft. Den Zentral-
banken haben über geldpoliti-
sche Instrumente die Möglich-
keit, Zinsen niedriger zu halten 
und so eine progressive Steuer- 
und Ausgabenpolitik zu unter-
stützen. 
Quellen der Zahlen: Statistics of 
Income, US Internal Revenue; 

Einladung 
SoFoR-Theoriekreis 

über Franklin D. Roosvelts Steuerpolitik 

Freitag, 07. Dezember 2012, 20:00 Uhr 
Weil die Zahl der Plätze begrenzt ist, bitten wir um eine  

verbindliche Anmeldung per E-Mail an: info@sf-rheinland.de 

Spendenaufruf 
Hurrikan „Sandy“ hat in den Ost-
provinzen Cuba immense Schä-
den angerichtet. Mit Windge-
schwindigkeiten von über 180 km/
h haben neun Meter hohe Flut-
wellen und intensive Regenfälle 
etliche Häuser und Infrastrukturen 
zerstört. Auch landwirtschaftliche 
Anbaugebiete wurden extrem 
stark in Mitleidenschaft gezogen 
und Stromleitungen unterbrochen. 
Für die Opfer und zur Behebung 
der Schäden des Unwetters wer-
den dringend Spenden benötigt. 
Bitte überwiest an 
Netzwerk Cuba  
Spendenkonto Nr. 32 33 01 04 
bei der Postbank Berlin  
BLZ 100 100 10  
Stichwort „Hurrikan 2012“ 
Die Spenden sind steuerabzugs-
fähig. 
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Offenbar haben wir ein Thema 
gewählt, das Viele interessiert: 
Unser diesjähriges SoFoR-
Seminar am 27./28. Oktober war 
mit 17 Erwachsenen (und 6 Kin-
dern) ausgebucht. Diejenigen, die 
sich vom Seminar allerdings kon-
krete Lösungsansätze erwartet 
haben, wurden enttäuscht. Denn 
die gibt es offenbar  weder in Wis-
senschaft noch in Gewerkschaf-
ten. Gelungen ist aber sowohl ei-
ne umfassende Darstellung der 
aktuellen Probleme und ihrer Ur-
sachen als auch der Notwendig-
keit einer Änderung des Mobili-
tätsverhaltens und der damit ver-
bunden Probleme und Widerstän-
de. 
Am Samstag ging es um „Neue 
Mobilitätskonzepte“. René Bor-
mann von der Friedrich-Ebert-
Stiftung stellte die Herausforde-
rung an Mobilität angesichts der 
sinkenden Bedeutung des Autos 
als Statusobjekt, sich verteuern-
der und verknappender Rohstof-
fe, zunehmender Verstädterung 
und Alterung der Bevölkerung 
dar. Für eine Lösung setzt er auf 
effizientere Antriebe, eine kollekti-
vierte Nutzung von Fahrzeugen 
sowie eine bessere Verzahnung 
verschiedener Transportmöglich-
keiten. Nach seiner Ansicht ist die 
Veränderung ein langsamer Pro-
zess, der weniger durch Zwang 
denn durch Einsicht von statten 
geht – eine Sicht, der sich nicht 
alle Teilnehmer/innen anschlos-
sen. 
Georg Wolter, Betriebsrat bei 
Toyota und Vertrauensmann der 
IGMetall stellte ein Strategiekon-
zept der EU-Kommission zur Zu-
kunft des Automobils vor, das 
durch die Dominanz der Automo-
bilproduzenten stark beeinflusst 
wurde. Beschäftigungsaspekte 
spielten daher nur eine unterge-

ordnete Rolle, im Vordergrund 
steht der Wunsch der Automo-
bilindustrie nach öffentlicher 
Förderung der Forschung zum 
Elektromobil. Eine Strategie die 
von den  Teilnehmer/innen eher 
kritisch beurteilt wurde. 
Hans Lawitzke, Betriebsrat bei 
Ford und Vertrauensmann der 
IGMetall, stellte am Beispiel der 
brasilianischen Stadt Curitiba 
ein innovatives und funktionie-
rendes Verkehrskonzept vor, 
das auf Schnellbusse entlang 
der Hauptverkehrsachsen setzt 
und sowohl ökologisch als auch 
kosteneffizient funktioniert und 
zudem von der Bevölkerung 
sehr gut angenommen wird. 
Der zweite Tag widmete sich 
der Krise des Automobils. Hans 
Lawitze machte in seinem fak-
tenreichen Vortrag die sich zu-
spitzende Krise der Automobilin-
dustrie und ihre Auswirkungen 
auf Beschäftigung deutlich. Der 
Sozialwissenschaftler  Bernd 
Röttger gab einen Überblick 

Neue Mobilitätskonzepte und notwendige  
Konversionsprogramme für die Automobilindustrie 

üner die Konversionsdiskussio-
nen der Vergangenheit. Zu die-
sem Thema kam von Seiten der 
Gewerkschaften seit den 1980er 
Jahren wenig Neues, erst all-
mählich beschäftigt sich die IG-
Metall wieder mit dem Thema, 
ohne jedoch schon ein kohären-
tes Konzept zu haben. Dabei ist 
offensichtlich, dass ohne demo-
kratisch gesteuerte Konversi-
onsprogramme der Abbau von 
Beschäftigung in der Automobil-
industrie für viele der Kollegen/
innen Arbeitslosigkeit bedeuten 
wird.  
Der zum Abschluss per Video 
eingespielte Vortrag von Hans-
Jürgen Urban, geschäftsfüh-
rendes Vorstandsmitglied der 
IGMetall, hat die anstehenden 
Probleme nochmals pointiert zu-
sammengefasst.  
Mit dem Ende des Seminars ist 
das Thema für uns nicht been-
det. Anfang 2013 soll eine wei-
tere Veranstaltung folgen. 

Astrid Kraus 


